
Appell an das deutsche und französische Volk gegen 
die Ratifizierung der Kriegsverträge von Bonn und Paris

Die Völker Deutschlands und Frankreichs werden von der Gefahr 
eines neuen Krieges bedroht. Die Verträge von Bonn und Paris 
dienen der Schaffung einer aggressiven europäischen Armee unter 
dem Kommando des amerikanischen Imperialismus. Die Bonner und 
Pariser Verträge bedeuten das Wiederaufleben des Nazismus und 
Militarismus und die Wiederherstellung der Wehrmacht in West­
deutschland. Die USA wollen auf Grund der Bonner und Pariser Ver­
träge Westdeutschland in die Aufmarschbasis für einen neuen Krieg 
gegen die UdSSR und gegen das französische Volk verwandeln. Das 
führt unvermeidlich zum Rüstungswettlauf und zur Vergrößerung des 
Elends der Werktätigen.

Die amerikanischen Imperialisten wollen unsere Völker zur Ver­
wirklichung ihrer Weltherrschaftspläne mißbrauchen, wobei sie wie 
Hitler den antisowjetischen Kreuzzug predigen. Sie haben in den 
deutschen und französischen Imperialisten Komplicen gefunden, die 
die nationalen Interessen unserer beiden Völker verraten, deren Un­
abhängigkeit preisgeben und sie der Gefahr eines neuen Völker- 
gemetzels aussetzen.

Um Westdeutschland in das aggressive System des gegen die 
Sowjetunion gerichteten Atlantikpaktes einzubeziehen, haben sie das 
Bonner Abkommen und den Pariser Vertrag geschaffen. Diese Ver­
träge fördern die Wiedererrichtung des deutschen Militarismus und 
Imperialismus, der mit Hilfe der USA die Vorherrschaft in Europa 
zu erringen gedenkt und der, sobald er sich genügend stark glaubt, 
unvermeidlich seine alten Eroberungspläne wiederaufnimmt. So tra­
gen diese Verträge auch die Gefahr eines neuen Krieges zwischen 
Deutschland und Frankreich in sich.

Um ihre Politik des Krieges durchzupeitschen, versuchen die reak­
tionären imperialistischen Kräfte, unter dem Kommando des USA- 
Imperialismus in unseren beiden Ländern den nationalen Widerstand 
zu brechen und die Volksbewegung für den Frieden zu knebeln. Das 
ist auch der Sinn ihrer Verfolgungsmaßnahmen gegen die Kommu-
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